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Liebe Mandanten, 

wir freuen uns Ihnen heute die letzte Ausgabe in diesem Jahr unseres 

Mandantenrundschreibens mit den neusten Tipps und Änderungen 

im Steuerrecht zusenden zu dürfen. 

 

Wir bedanken uns für das uns im Jahr 2018 entgegengebrachte 

Vertrauen, wünschen eine schöne und besinnliche Weihnachtszeit 

sowie ein gesundes und erfolgreiches Jahr 2019. 

 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Umsatzsteuerliche Behandlung von Aufwendungen für Weihnachts-/ Betriebsveranstaltungen 

Die gesetzlichen Regelungen zu Betriebsveranstaltungen, insbesondere die 

Ersetzung der ehemaligen lohnsteuerlichen Freigrenze durch einen Freibetrag, 

haben nach Auffassung der Finanzverwaltung grundsätzlich keine Auswirkungen 

auf die umsatzsteuerrechtlichen Regelungen. 

 

Ob eine Betriebsveranstaltung vorliegt und wie die Kosten, die auf den einzelnen 

Arbeitnehmer entfallen, zu berechnen sind, bestimmt sich nach den 

lohnsteuerrechtlichen Grundsätzen. 

 

 Von einer überwiegend durch das unternehmerische Interesse des 

Arbeitgebers veranlassten üblichen Zuwendung ist umsatzsteuerrechtlich im 

Regelfall auszugehen, wenn der Betrag je Arbeitnehmer und 

Betriebsveranstaltung 110 € einschließlich Umsatzsteuer nicht überschreitet. 

Der Vorsteuerabzug ist in vollem Umfang möglich. 

 Übersteigt dagegen der Betrag, der auf den einzelnen Arbeitnehmer entfällt, 

pro Veranstaltung die Grenze von 110 € einschließlich Umsatzsteuer, ist von 

einer überwiegend durch den privaten Bedarf des Arbeitnehmers 

veranlassten unentgeltlichen Zuwendung auszugehen. Ein Vorsteuerabzug 

ist (insgesamt) nicht möglich. 

 

ANMERKUNG:  

Das Bundesfinanzministerium lässt eine Aufteilung der Zuwendungen im 

Rahmen von Betriebsveranstaltungen in zum Teil unternehmerisch und zum Teil 

privat veranlasst nicht zu. Diese negative Sichtweise des Ministeriums ist jedoch 

gerichtlich noch nicht überprüft. 

 

BMF v. 19.4.2016 III C 2 - S 7109/15/10001 (DW20181202)
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DIFFERENZIERTE STEUERLICHE 
BEURTEILUNG VON KRANKEN-
VERSICHERUNGSSCHUTZ ALS 
SACHBEUG 

 

 

 

Sogenannte Sachbezüge bis 44 € im 

Kalendermonat, die ein Arbeitnehmer von seinem 

Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses 

erhält, sind – unter weiteren Voraussetzungen – 

steuerfrei. Jegliche Überschreitung der Freigrenze 

führt allerdings zum vollständigen Entfallen der 

Steuerfreiheit. Für die Abgrenzung von Bar- und 

Sachlohn ist der auf Grundlage der 

arbeitsvertraglichen Vereinbarungen zu ermittelnde 

Rechtsgrund des Zuflusses entscheidend. 

 

Nunmehr hat der Bundesfinanzhof (BFH) in zwei 

Urteilen differenziert zur steuerlichen Beurteilung 

von Krankenversicherungsschutz als Sachbezug 

Stellung genommen. Danach ist die Gewährung von 

Krankenversicherungsschutz in Höhe der 

Arbeitgeberbeiträge Sachlohn, wenn der 

Arbeitnehmer aufgrund des Arbeitsvertrags 

ausschließlich Versicherungsschutz, nicht aber eine 

Geldzahlung verlangen kann. Demgegenüber 

wendet der Arbeitgeber Geld und keine Sache zu, 

wenn er einen Zuschuss unter der Bedingung zahlt, 

dass der Arbeitnehmer mit einem von ihm 

benannten Unternehmen einen Versicherungs-

vertrag schließt.  

 

In der Entscheidung vom 2.6.2018 schloss der 

Arbeitgeber als Versicherungsnehmer für die 

Mitarbeiter bei zwei Versicherungen (Gruppen-) 

Zusatzkrankenversicherungen für Vorsorge-

untersuchungen, stationäre Zusatzleistungen sowie 

Zahnersatz ab. Der BFH bestätigte das Vorliegen 

von Sachlohn. 

 

In seiner Entscheidung vom 4.7.2018 schlossen die 

Mitarbeiter unmittelbar mit der Versicherungs-

gesellschaft private Zusatzkrankenversicherungs-

verträge ab. Die Versicherungsbeiträge wurden von 

den Mitarbeitern direkt an die 

Versicherungsgesellschaft überwiesen; der 

Arbeitgeber zahlte monatliche Zuschüsse auf das 

Gehaltskonto. Hier beurteilte der BFH die 

Zuschüsse als Barlohn.  

 

ANMERKUNG:  

Entscheidet sich der Arbeitgeber dafür, seinen 

Arbeitnehmern – wie im ersten Fall – unmittelbar 

Versicherungsschutz zu gewähren, liegt zwar 

einerseits begünstigter Sachlohn vor, andererseits 

ist das Potenzial für weitere Sachbezüge angesichts 

der monatlichen Freigrenze von höchstens 44 € 

erheblich eingeschränkt. 

 

BFH-PM Nr. 47/2018 v. 12.9.2018, BFH-Urteile v. 7.6.2018 – VI R 13/16 u. v. 

4.7.2018 – VI R 16/17 (DW20181112) 

 

Weihnachtsfeier: Aufteilung der Kosten bei Absagen von 
Mitarbeitern 
Zuwendungen für Betriebsveranstaltungen wie 

„Weihnachtsfeiern“ bleiben bis zu einem Betrag in 

Höhe von 110 € steuerfrei, auch wenn der Betrag pro 

Veranstaltung und Arbeitnehmer überschritten wird. 

Nur der überschrittene Betrag ist dann steuer- und 

sozialversicherungspflichtig.  

 

Zu den Zuwendungen gehören alle Aufwendungen 

des Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer 

unabhängig davon, ob sie einzelnen Arbeitnehmern 

individuell zurechenbar sind oder ob es sich um den 

rechnerischen Anteil an den Kosten der 

Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitgeber 

gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der 

Betriebsveranstaltung aufwendet. 

 

Beispiel: Die Aufwendungen für eine 

Betriebsveranstaltung betragen 10.000 €. Der 

Teilnehmerkreis setzt sich aus 75 Arbeitnehmern 

zusammen, von denen 25 von je einer Person 

begleitet werden. Die Aufwendungen sind auf 100 

Personen zu verteilen, sodass auf jede Person ein 

geldwerter Vorteil von 100 € entfällt.  

 

Sodann ist der auf die Begleitperson entfallende 

geldwerte Vorteil dem jeweiligen Arbeitnehmer 

zuzurechnen. 50 Arbeitnehmer haben somit einen 

geldwerten Vorteil von 100 €, der den Freibetrag von 

110 € nicht übersteigt und daher nicht steuerpflichtig 

ist. Bei 25 Arbeitnehmern beträgt der geldwerte 

Vorteil 200 €. Nach Abzug des Freibetrags von 110 € 

ergibt sich für diese Arbeitnehmer ein 

steuerpflichtiger geldwerter Vorteil von jeweils 90 €. 

Er bleibt dann sozialversicherungsfrei, wenn ihn der 

Arbeitgeber mit 25 % pauschal besteuert. 

 

Ungeklärt war in diesem Zusammenhang, wie mit 

Absagen von Kollegen zu verfahren ist, die an der 

Feier nicht teilnehmen konnten, für die die Kosten 

aber dennoch angefallen sind. 

 

Dazu äußert sich das Finanzgericht Köln (FG) in 

seiner Entscheidung vom 27.6.2018 zugunsten der 

Steuerpflichtigen. Danach gehen Absagen von 

Kollegen anlässlich einer Betriebsveranstaltung nicht 

zulasten der tatsächlich Feiernden.  

 

Im entschiedenen Fall sagten von den ursprünglich 

angemeldeten 27 Arbeitnehmern zwei kurzfristig die 

Feierlichkeiten ab, ohne dass dies zu einer 

Reduzierung der bereits veranschlagten Kosten 

durch den Veranstalter führte. Nach der 

Urteilsbegründung ist es nicht nachvollziehbar, 

weshalb den Feiernden die vergeblichen 

Aufwendungen des Arbeitgebers für sog. „No-

Shows“ zuzurechnen sind.  

 

ANMERKUNG:  

Mit seinem Urteil stellte sich das FG ausdrücklich 

gegen eine bundeseinheitliche Anweisung des 

Bundesfinanzministeriums. Das FG hat die 

zugelassene Revision beim Bundesfinanzhof in 

München eingelegt, die unter dem Aktenzeichen VI R 

31/18 geführt wird. Insofern ist dieser Sachverhalt 

noch nicht endgültig geklärt. Betroffene Fälle sollten 

daher offengehalten werden. 

 

BITTE BEACHTEN SIE:  

Eine begünstigte Betriebsveranstaltung liegt nur 

dann vor, wenn sie allen Angehörigen des Betriebs 

oder eines Betriebsteils grundsätzlich offensteht. 

Eine Betriebsveranstaltung wird als „üblich“ 

eingestuft, wenn nicht mehr als zwei Veranstaltungen 

jährlich durchgeführt werden. Auf die Dauer der 

einzelnen Veranstaltung kommt es nicht an. 

Demnach können auch mehrtägige 

Betriebsveranstaltungen begünstigt sein. 

 

FG Köln, Urt. v. 27.6.2018 – 3 K 870/17, BMF-Schr. v. 14.10.2015, IV C 5 - S 

2332/15/100001 (DW20181101) 

 



 
 

NOVEMBER | DEZEMBER 2018 3 

Klarstellung zum Steuerabzug bei der Umsatzsteuervoranmeldung für das Vorjahr 

In der Regel sind bei sog. Einnahmen-Überschuss-

Rechnern Betriebsausgaben und Werbungskosten in 

dem Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie geleistet 

worden sind. Regelmäßig wiederkehrende Ausgaben 

– wie z. B. die Umsatzsteuervorauszahlung – die 

beim Steuerpflichtigen kurze Zeit, d. h. zehn Tage, 

nach Beendigung des Kalenderjahres anfallen, sind 

als in dem Kalenderjahr abgeflossen anzusehen, zu 

dem sie wirtschaftlich gehören. Ein Abzug als 

Betriebsausgaben ist dann für dieses Jahr möglich. 

Damit abweichend geleistete Zahlungen im Jahr ihrer 

wirtschaftlichen Zugehörigkeit abgezogen werden 

dürfen, müssen sie innerhalb des Zehn-Tages-

Zeitraums fällig und geleistet worden sein. Beide 

Voraussetzungen müssen nach Auffassung der 

Finanzverwaltung kumulativ erfüllt sein. Die 

Abflussfiktion gilt daher nicht, wenn nur die Zahlung 

innerhalb der „kurzen Zeit“ nach dem Ende des 

Kalenderjahres, z. B. am 8.1., erfolgt ist, der 

Fälligkeitszeitpunkt aber – wegen Verlängerung der 

Fälligkeitsfrist durch die Samstag/Sonntag-Reglung – 

außerhalb dieses Zeitraums also z. B. dann am 

Montag, dem 12.1. liegt.   

Die Abgabenordnung schreibt vor: Fällt das Ende 

einer Frist auf einen Sonntag, einen gesetzlichen 

Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die Frist 

mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags. 

Demnach ist die Vorauszahlung nicht am 

Sonnabend, dem 10.1.2015, sondern erst an dem 

folgenden Montag, dem 12.1.2015 und damit 

außerhalb des Zehn-Tages-Zeitraums fällig 

geworden. 

Mit seiner Entscheidung vom 27.6.2018 wendet sich 

der BFH gegen die Auffassung der 

Finanzverwaltung. Bei der Ermittlung der Fälligkeit ist 

allein auf die gesetzliche Frist abzustellen, nicht 

hingegen auf eine mögliche Verlängerung der Frist. 

Diese Verlängerung ist nicht anwendbar, da es sich 

um eine Zufluss- und Abflussfiktion, nicht aber um 

eine Frist handelt, sodass sich die Frage nach einer 

Verlängerung erübrigt. 

 

ANMERKUNG:  

Das Urteil ist immer dann von Bedeutung, wenn der 

10.1. auf einen Sonnabend oder Sonntag fällt – im 

Urteilsfalle für das Jahr 2015 und das nächste Mal 

somit im Januar 2021. Die Reaktion der 

Finanzverwaltung auf das Urteil steht noch aus. 

 

BFH-PM Nr. 54/2018 v. 24.10.2018 – BFH-Urt. v. 27.6.2018 – X R 44/16 

(DW20181206)

 

 

Keine zeitliche Änderung bei kurzfristig Beschäftigten 

„Kurzfristige Minijobs“ sind begehrt bei 

Arbeitnehmern, insbesondere auch bei 

Ferienjobbern und deren Arbeitgebern. 

Sozialversicherungsrechtlich sind sie nicht – wie die 

regulären Minijobs – auf 450 € im Monat begrenzt; 

auf den Verdienst kommt es bei einem kurzfristigen 

Minijob nicht an. Sie sind in der Kranken-, Pflege-, 

Renten- und Arbeitslosenversicherung 

versicherungs- und beitragsfrei.  

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn die 

Tätigkeit eines Arbeitnehmers im Laufe eines 

Kalenderjahres im Voraus auf 3 Monate oder 70 

Arbeitstage begrenzt ist. Ursprünglich sollte die 

Regelung auf 4 Jahre für die Zeit vom 1.2.2015 bis 

zum 31.12.2018 begrenzt sein und dann wieder 

die alten Tätigkeitszeiten gelten. Bis zum 

31.12.2014 galten 50 Tage und 2 Monate. Nach 

Informationen der Minijobzentrale bleiben die Zeiten 

von 3 Monaten oder 70 Arbeitstagen – vorbehaltlich 

der erwarteten Zustimmung durch den Gesetzgeber 

– auch weiterhin bestehen. 

 

ANMERKUNG:  

Die Versteuerung erfolgt grundsätzlich nach den 

individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmalen. Der 

Arbeitgeber kann die Lohnsteuer auch pauschal mit 

25 % des Arbeitsentgelts zzgl. Solidaritätszuschlag 

und Kirchensteuer erheben, wenn bestimmte 

Voraussetzungen vorliegen. 

 

MinijobNewsletter 7/2018 v. 27.9.2018 (DW20181201)

 

 

Prämiengewährung durch gesetzliche Krankenkassen kann Sonderausgabenabzug mindern 

Die gesetzlichen Krankenkassen können ihren 

Versicherten sog. Wahltarife, d. h. Selbstbehaltungs-

tarife in begrenzter Höhe oder 

Kostenerstattungstarife anbieten. Wird ein solcher 

Tarif gewählt, hat der Steuerpflichtige die Möglichkeit 

eine Prämie zu erhalten. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte nunmehr zu 

entscheiden, wie sich so eine Prämie beim Ansatz 

der Krankenversicherungsbeiträge auf die 

Sonderausgaben auswirkt. Im entschiedenen Fall 

wählte ein Steuerpflichtiger einen Wahltarif mit 

Selbstbehalten, aufgrund dessen er eine Prämie je 

Kalenderjahr bekommen konnte. Diese erhielt er 

auch, berücksichtigte sie aber nicht bei den von ihm 

steuerlich geltend gemachten Krankenver-

sicherungsbeiträgen.  

Das Finanzamt (FA) sah in der Prämienzahlung eine 

Beitragsrückerstattung und setzte dementsprechend 

geringere Sonderausgaben fest. 

Der BFH bestätigte in seiner Entscheidung vom 

6.6.2018 die Auffassung des FA. Danach stellt die 

Prämienzahlung eine Beitragsrückerstattung dar, die 

die Vorsorgeaufwendungen des Steuerpflichtigen 

mindert. Er begründet dies damit, dass sich die 

wirtschaftliche Belastung des Steuerpflichtigen 

reduziert. Diese ist aber wesentliche Voraussetzung 

für den Sonderausgabenabzug. 

 

ANMERKUNG:  

Die Prämie ist anders zu behandeln als 

Bonusleistungen, die gesetzliche Krankenkassen 

ihren Mitgliedern zur Förderung 

gesundheitsbewussten Verhaltens gewähren. Diese 

mindern nicht die als Sonderausgaben abziehbaren 

Krankenversicherungsbeiträge, sofern sie im 

Zusammenhang mit gesundheitlich bedingten 

Aufwendungen stehen. Können Bonuszahlungen 

nicht zugeordnet werden, kommt es dagegen auch 

hier zu Kürzungen. Den Unterschied sieht der BFH 

darin, dass der Bonus eine Erstattung der vom 

Versicherten selbst getragenen 

gesundheitsbezogenen Aufwendungen ist und damit 

nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit den 

Beiträgen zur Erlangung des 

Basiskrankenversicherungsschutzes steht. 

 

BFH-PM Nr. 45/2018 v. 5.9.2018 – Urt. v. 6.6.2018 – X R 41/17 u. v. 1.6.2016 X R 

17/15 (DW20181107) 
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Überlegungen und Handlungsbedarf zum Jahresende 2018 

GESCHENKE AN GESCHÄFTSFREUNDE: 

„Sachzuwendungen“ an Kunden bzw. Geschäfts-

freunde dürfen als Betriebsausgaben abgezogen 

werden, wenn die Kosten der Gegenstände pro 

Empfänger und Jahr 35 € ohne Umsatzsteuer (falls 

der Schenkende zum Vorsteuerabzug berechtigt ist) 

nicht übersteigen. Ist der Betrag höher oder werden 

an einen Empfänger im Wirtschaftsjahr mehrere 

Geschenke überreicht, deren Gesamtkosten 35 € 

übersteigen, entfällt die steuerliche 

Abzugsmöglichkeit in vollem Umfang. Eine 

Ausnahme sind Geschenke bis 10 €. Hier geht der 

Fiskus davon aus, dass es sich um Streuwerbeartikel 

handelt. Hierfür entfällt auch die Aufzeichnungspflicht 

der Empfänger. Der Zuwendende darf aber 

Aufwendungen von bis zu 10.000 € im Jahr pro 

Empfänger mit einem Pauschalsteuersatz von 30 % 

(zzgl. Soli-Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) 

versteuern. Der Aufwand stellt jedoch keine 

Betriebsausgabe dar! Der Empfänger ist von der 

Steuerübernahme zu unterrichten. Geschenke an 

Geschäftsfreunde aus ganz persönlichem Anlass 

(Geburtstag, Hochzeit und Hochzeitsjubiläen, 

Kindergeburt, Geschäftsjubiläum) im Wert bis 60 € 

müssen nicht pauschal besteuert werden. Das gilt 

auch für Geschenke an Arbeitnehmer (siehe 

folgenden Beitrag). Übersteigt der Wert für ein 

Geschenk an Geschäftsfreunde jedoch 35 €, ist es 

nicht als Betriebsausgabe absetzbar! 

 

GESCHENKE AN ARBEITNEHMER:  

Will der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern neben 

den üblichen Zuwendungen (Blumen o. Ä.) auch ein 

Geschenk z. B. zum Jahresende überreichen, kann 

er auch die besondere Pauschalbesteuerung nutzen.  

Geschenke an Mitarbeiter können danach bis zu 

einer Höhe von 10.000 € pro Jahr bzw. pro 

Arbeitnehmer vom Arbeitgeber mit 30 % (zzgl. Soli-

Zuschlag und pauschaler Kirchensteuer) pauschal 

besteuert werden. Sie sind allerdings 

sozialversicherungspflichtig. Der Arbeitgeber kann 

die Aufwendungen als Betriebsausgaben 

ansetzen. 

 

ABSCHREIBUNG VON GERINGWERTIGEN 

WIRTSCHAFTSGÜTERN AB 1.1.2018:  

Ab 1.1.2018 wurden die Grenzen sog. geringwertiger 

Wirtschaftsgüter (GWG) angehoben. GWG, deren 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 800 € (bis 

31.12.2017 = 410 €) nicht übersteigen, können im 

Jahr der Anschaffung oder Herstellung sofort als 

Betriebsausgaben angesetzt werden. Wird von dem 

Recht Gebrauch gemacht, sind GWG, die den Betrag 

von 250 € (bis 31.12.2017 =150 €) übersteigen, in 

einem laufenden Verzeichnis zu erfassen, es sei 

denn, diese Angaben sind aus der Buchführung 

ersichtlich. 

 

SONDERABSCHREIBUNG FÜR KLEINE UND 

MITTLERE UNTERNEHMEN:  

Kleine und mittlere Unternehmen profitieren von der 

Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden 

bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschinen 

angeschafft, können – unter weiteren 

Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder 

Herstellung sowie in den folgenden vier 

Wirtschaftsjahren zur normalen Abschreibung 

zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von 

insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen 

werden. Der Unternehmer kann entscheiden, in 

welchem Jahr er wie viel Prozent der 

Sonderabschreibung beanspruchen will und damit 

die Höhe des Gewinns steuern. Die für die 

Inanspruchnahme der Vergünstigung relevanten 

Betriebsvermögensgrenzen betragen bei 

Bilanzierenden 235.000 € bzw. der Wirtschaftswert 

bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft  

125.000 €; die Gewinngrenze bei Einnahme-

Überschuss-Rechnern beträgt 100.000 €.  

 

INVESTITIONSABZUGSBETRAG IN ANSPRUCH 

NEHMEN - WENN SINNVOLL:  

Für neue oder gebrauchte bewegliche 

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die 

Steuerpflichtige anschaffen oder herstellen wollen, 

können sie – unter weiteren Voraussetzungen wie 

z.B. der betrieblichen Nutzung zu mindestens 90 % 

und Einhaltung bestimmter Betriebsgrößen-

merkmalen bzw. Gewinngrenzen (wie bei der 

Sonderabschreibung) – bis zu 40 % der 

voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten steuerlich gewinnmindernd abziehen. Der 

Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme und 

den drei Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht 

übersteigen.  

Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung des 

Investitionsabzugsbetrags ist in dem Wirtschaftsjahr 

rückgängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist, 

wenn die geplanten Investitionen unterbleiben. Dafür 

werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es 

entstehen Zinsaufwendungen! 

 Investitionsabzugsbetrag nach 

Außenprüfung: Die Steuervergünstigung kann 

zur Kompensation eines 

Steuermehrergebnisses der Außenprüfung 

eingesetzt werden. 

 Investitionsabzugsbetrag für einen 

betrieblichen Pkw: Unter weiteren 

Voraussetzungen kann der 

Investitionsabzugsbetrag auch für einen Pkw in 

Anspruch genommen werden. Der Nachweis der 

über 90%igen betrieblichen Nutzung ist über ein 

Fahrtenbuch zu führen. Wird das Fahrzeug 

ausschließlich seinen Arbeitnehmern zur 

Verfügung gestellt – dazu zählen auch 

angestellte GmbH-Geschäftsführer –, handelt es 

sich um eine 100%ige betriebliche Nutzung. 

 

Ernst Röbke Verlag (Das Wichtigste – Dezember 2018) 

 

 

 

Steuerliche Förderung des Mietwohnungsneubaus 

Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung des 

Mietwohnungsneubaus strebt die Bundesregierung 

Anreize für den Mietwohnungsneubau im 

bezahlbaren Mietsegment an. Dies soll durch die 

Einführung einer Sonderabschreibung umgesetzt 

werden. Der Gesetzentwurf des 

Bundesfinanzministeriums vom 29.8.2018 sieht 

folgende Regelungen vor:  

 Die Sonderabschreibungen sollen im Jahr der 

Anschaffung oder Herstellung und in den folgen-

den drei Jahren bis zu jährlich 5 % neben der 

regulären Abschreibung betragen. Somit können 

innerhalb des Abschreibungszeitraums 

insgesamt bis zu 28 % der förderfähigen 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

steuerlich berücksichtigt werden.  

 Sonderabschreibungen kommen nur in Betracht, 

wenn durch Baumaßnahmen neue Wohnungen 

– die fremden Wohnzwecken dienen – 

hergestellt oder diese bis zum Ende des Jahres 

der Fertigstellung angeschafft werden.  

 Die Regelung soll auf solche Herstellungs- oder 

Anschaffungsvorgänge beschränkt werden, für 

die der Bauantrag oder die Bauanzeige nach 

dem 31.8.2018 und vor dem 1.1.2022 gestellt 

wird. Die Sonderabschreibungen können damit 

auch dann in Anspruch genommen werden, 

wenn die Fertigstellung nach dem 31.12.2021 

erfolgt.  

 Von der Inanspruchnahme der Förderung 

ausgeschlossen ist die Anschaffung und 

Herstellung von Wohnungen, wenn die 

abschreibungsfähigen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten mehr als 3.000 € je m² 

Wohnfläche betragen. 

 Die förderfähigen Wohnungen müssen 

mindestens in den zehn Jahren nach 

Anschaffung oder Herstellung der entgeltlichen 

Überlassung zu Wohnzwecken dienen. Ein 

Verstoß gegen die Nutzungsvoraussetzung führt 

zur rückwirkenden Versagung der bereits in 

Anspruch genommenen Sonderabschreibungen. 

 Die Bemessungsgrundlage für die 

Sonderabschreibungen wird auf maximal  

2.000 € je m² Wohnfläche begrenzt. Das wären 

also bei einer 100-m²-Wohnung 200.000 €. 

 

BMF-PM v. 4.9.2018, BMF-Referentenentwurf vom 29.8.2018 (DW20181111) 

  



 
 

NOVEMBER | DEZEMBER 2018 5 

Baukindergeld jetzt beantragen! 

Mit einem Zuschuss – dem sog. Baukindergeld – 

fördert das Bundesministerium des Innern, für Bau 

und Heimat und die Kreditanstalt für Wiederaufbau 

(KfW) den Ersterwerb von selbst genutzten 

Wohnimmobilien – sowohl Neubau als auch Bestand 

– für Familien mit Kindern und Alleinerziehende. 

Gefördert wird der erstmalige Neubau oder Erwerb 

von Wohneigentum zur Selbstnutzung in 

Deutschland für Familien und Alleinerziehende mit 

mindestens einem im Haushalt lebenden Kind unter 

18 Jahren. Ist bereits selbst genutztes oder 

vermietetes Wohneigentum in Deutschland 

vorhanden, ist eine Förderung ausgeschlossen. 

 

Das Baukindergeld wird bis zu einer 

Einkommensgrenze von 75.000 € zu versteuerndem 

Haushaltseinkommen pro Jahr und zusätzlich 15.000 

€ pro Kind – bei einem Kind also bis zu 90.000 € im 

Jahr – gewährt. Die Ermittlung des Einkommens 

erfolgt anhand des Durchschnittseinkommens des 

zweiten und dritten Jahres vor dem Antragseingang 

– für 2018 also der Einkommen 2015 und 2016. Der 

Nachweis des zu versteuernden 

Haushaltseinkommens muss anhand der 

Einkommensteuerbescheide des Finanzamts 

nachgewiesen werden. Liegt kein 

Einkommensteuerbescheid vor, ist die Erstellung 

rechtzeitig beim zuständigen Finanzamt zu 

beantragen. 

Der Zuschuss in Höhe von 1.200 € je Kind und Jahr 

wird über 10 Jahre ausgezahlt. Eine Familie mit 

einem Kind erhält einen Zuschuss über 10 Jahre von 

insgesamt 12.000 €, bei 2 Kindern 24.000 € usw. 

Gewährt wird das Baukindergeld rückwirkend ab dem 

1.1.2018. 

Neubauten sind förderfähig, wenn die 

Baugenehmigung zwischen dem 1.1.2018 und dem 

31.12.2020 erteilt worden ist. Nach dem jeweiligen 

Landesbaurecht sind nur anzeigepflichtige Vorhaben 

förderfähig, wenn die zuständige Gemeinde nach 

Maßgabe der jeweiligen Landesbauordnung durch 

die Bauanzeige Kenntnis erlangt hat und mit der 

Ausführung des Vorhabens zwischen dem 1.1.2018 

und dem 31.12.2020 begonnen werden durfte. Beim 

Erwerb von Neu- oder Bestandsbauten muss der 

notarielle Kaufvertrag zwischen dem 1.1.2018 und 

dem 31.12.2020 unterzeichnet worden sein. 

 

BITTE BEACHTEN SIE!  

Anträge können seit dem 18.9.2018 über die KfW 

ausschließlich online unter www.kfw.de/info-

zuschussportal gestellt werden. Der Antrag muss 

mindestens drei Monate nach dem Einzug in das 

selbst genutzte Wohneigentum gestellt werden. Ist 

der Einzug im Jahr 2018 vor dem 18.9.2018 erfolgt, 

kann der Zuschussantrag noch bis zum 31.12.2018 

gestellt werden. Für das Baukindergeld stehen 

Bundesmittel in festgelegter Höhe zur Verfügung. 

Der Zuschuss wird demnach nur so lange 

gewährt, wie Mittel vorhanden sind. Ein 

Rechtsanspruch auf Baukindergeld besteht 

nicht. Interessierte Steuerpflichtige sollten daher den 

Antrag auf Gewährung des Baukindergeldes so 

schnell wie möglich stellen! 

 

BMI-PM v. 13.9.2018 (DW20181115) 

 

 

Rentenpaket auf den Weg gebracht 

Das Bundeskabinett hat am 29.8.2018 den Entwurf 

eines Gesetzes über Leistungsverbesserungen und 

Stabilisierung in der gesetzlichen 

Rentenversicherung (RV-Leistungsverbesserungs- 

und -Stabilisierungsgesetz) beschlossen.  

Mit dem Gesetz soll u. a. geregelt werden, dass der 

RV-Beitragssatz die Marke von 20 % bis zum Jahr 

2025 nicht überschreitet. Zusätzlich wird eine 

Beitragssatzuntergrenze von 18,6 % eingeführt, um 

eine bessere Beitragssatzverstetigung zu erreichen. 

Verbesserungen soll es auch bei Leistungen bei 

Erwerbsminderungen und bei der Anerkennung von 

Kindererziehungszeiten geben. 

Alle Mütter, deren Kinder vor 1992 geboren wurden, 

sollen pro Kind zusätzlich einen halben Rentenpunkt 

gutgeschrieben bekommen. (Ein Rentenpunkt Ost = 

30,69 €, in halber 15,35 €; West 32,03 €, ein halber 

rund 16,02 € im Monat.) 

Im Fokus stehen Entlastungen von Beschäftigten mit 

geringem Einkommen bei den Sozialabgaben. Dazu 

ist eine Anhebung der bisherigen Obergrenze in der 

Gleitzone (450,01 € bis 850,00 €), in der Beschäftigte 

verringerte Arbeitnehmerbeiträge zahlen, auf 1.300 € 

geplant. 

 

BMAS-PM v. 6.9.2018, Entwurf vom 29.8.2018, RV-Leistungsverbesserungs- und 

–Stabilisierungsgesetz (DW20181109) 

 

 

STEUERLICHE BERÜCKSICHTIGUNG VON AKTIENVERLUSTEN 

 

Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören 

auch Gewinne bzw. Verluste aus der Veräußerung 

von Aktien. Eine Veräußerung liegt auch vor, wenn 

wertlose Anteile zwischen fremden Dritten ohne 

Gegenleistung oder gegen einen lediglich 

symbolischen Kaufpreis übertragen werden. 

 

Eine steuerlich wirksame Veräußerung liegt nach 

Auffassung der Finanzverwaltung dann jedoch 

nicht vor, wenn der Veräußerungspreis die 

tatsächlichen Transaktionskosten nicht übersteigt. 

Ist also der Verkaufspreis niedriger als die 

Transaktionskosten, erkennt die Finanzverwaltung 

den Verlust nicht an. Das trifft insbesondere auf  

 

 

Aktien zu, die zu einem hohen Kurs gekauft wurden 

und heute nur noch einen geringen Wert haben. 

 

BEISPIEL:  

Kaufpreis eines Aktienpakets in Höhe von 10.000 €, 

Veräußerungspreis 50 €, Veräußerungskosten 90 €. 

Nachdem der Veräußerungspreis geringer ist als die 

Transaktionskosten, ist nach Auffassung der 

Finanzverwaltung der Verlust in Höhe von (10.000 € 

+ 90 € - 50 € =) 10.040 € steuerlich nicht abzugsfähig. 

 

Nunmehr hat der Bundesfinanzhof (BFH) dieser 

Auffassung der Finanzverwaltung in seiner 

Entscheidung vom 12.6.2018 widersprochen. 

 

 

Danach ist die Erfüllung des Tatbestands der 

Veräußerung weder von der Höhe der 

Gegenleistung noch von der Höhe der anfallenden 

Veräußerungskosten abhängig. Auch einen 

Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten verneinte 

der BFH. Durch den Verkauf der (wertlosen) Aktien 

macht der Steuerpflichtige lediglich von einer ihm 

durch das Gesetz eingeräumten Möglichkeit 

Gebrauch, den Verlust steuerlich geltend zu 

machen. Er kann entscheiden, ob, wann und mit 

welchem erzielbaren Ertrag er Wertpapiere erwirbt 

und wieder veräußert. 

 

BFH-PM Nr. 49/2018 v. 19.9.2018, BFH-Urt. v. 12.6.2018, VIII R 32/16 BMF-

Schr. v. 18.1.2016 – IV C 1-S 2252/08/10004, (DW20181114)) 
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Vorteile bei der Rentenversicherung für Minijobber 

Minijobber können sich auf Antrag von der 

Rentenversicherungspflicht befreien lassen und 

brauchen dann keine Beiträge dazu bezahlen. Die 

Zahlung von Rentenversicherungsbeiträgen kann 

aber auch Vorteile mit sich bringen. Diese 

Entscheidung muss jeder im Einzelfall für sich treffen. 

 

Vorteile der Renten-Pflichtversicherung:  

Auf Antrag beim Arbeitgeber kann man sich von der 

Rentenversicherungspflicht befreien lassen. Wird 

darauf verzichtet, kann von diesen Vorteilen profitiert 

werden: 

 Bei medizinisch festgestelltem Bedarf haben 

Pflichtversicherte Anspruch auf eine 

medizinische oder berufliche Reha-Leistung. 

 Bei einer chronischen Krankheit oder nach 

einem Unfall, der eine Erwerbstätigkeit 

unmöglich macht, haben Pflichtversicherte 

grundsätzlich Anspruch auf eine 

Erwerbsminderungsrente. 

 Der Anspruch auf eine Altersrente fällt höher 

aus. 

 Wer einen Riester-Vertrag abgeschlossen hat, 

hat Anspruch auf die staatliche Förderung. 

 „Aufstocker“ haben einen Rechtsanspruch 

gegenüber dem Arbeitgeber, einen Teil des 

Verdienstes in eine betriebliche 

Altersversorgung umzuwandeln. 

 Pflichtversicherte haben Anspruch auf 

Übergangsgeld bei einer länger dauernden 

stationären Reha-Maßnahme oder nach Ende 

der gesetzlichen Lohnfortzahlung. 

 

TK Aktuell 09/2018 v. 4.9.2018 (DW20181106)

 

 

Geplante Gesetzesänderungen 

Die Bundesregierung hat einen Gesetzesentwurf 

vorgelegt, der insbesondere Neuregelungen zur 

Körperschaftsteuer und zur Umsatzsteuer enthält 

und grundsätzlich ab 2019 gelten soll. Die 

Änderungen betreffen hinsichtlich der Körperschafts-

teuer den Verlustuntergang bei einer 

Anteilsübertragung. Bei der Umsatzsteuer sollen die 

Ausgabe von Gutscheinen sowie die Überprüfung 

von Umsätzen auf Internetplattformen geregelt 

werden. 

 

KÖRPERSCHAFTSTEUER 

Der Gesetzgeber will die Regelung, die seit dem 

1.1.2008 bei Anteilsübertragungen an einer 

Kapitalgesellschaft zu einem anteiligen Untergang 

der Verlustvorträge führt, wenn mehr als 25 % bis 50 

% der Anteile übertragen werden, rückwirkend für 

den Zeitraum vom 1.1.2008 bis zum 31.12.2015 

ersatzlos aufheben. Hintergrund ist eine 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

(BVerfG), das die bisherige Regelung für den 

Zeitraum bis zum 31.12.2015 für verfassungswidrig 

erklärt hat. 

 

Hinweis: Für Zeiträume ab dem 1.1.2016 bleibt es 

hingegen bei Anteilsübertragungen von mehr als 25 

% bis zu 50 % beim anteiligen Verlustuntergang. 

Außerdem kommt es auch weiterhin zu einem 

vollständigen Verlustuntergang, wenn mehr als 50 % 

der Anteile übertragen werden. Allerdings bestehen 

bezüglich beider Regelungen verfassungsrechtliche 

Bedenken, zumal hinsichtlich der Regelung zum 

vollständigen Verlustuntergang bereits ein Verfahren 

beim BVerfG anhängig ist. Entsprechende Bescheide 

sollten daher durch Einspruch offengehalten werden. 

 

UMSATZSTEUER 

 Ab 2019 sollen elektronische Marktplätze wie z. 

B. eBay Aufzeichnungen führen über die 

Verkäufer, die auf dem elektronischen 

Marktplatz Waren verkaufen. Auf Anforderung 

müssen sie die Aufzeichnungen dem Finanzamt 

übermitteln, das auf diese Weise den Verkäufer 

umsatzsteuerlich überprüfen kann. 

Außerdem soll der Betreiber des elektronischen 

Marktplatzes für die Umsatzsteuer aus den 

Verkäufen haften, wenn der Verkäufer die 

Umsatzsteuer nicht an das Finanzamt abführt. 

Der Betreiber haftet u. a. dann nicht, wenn er 

eine Finanzamtsbescheinigung über die 

steuerliche Erfassung des Verkäufers vorlegen 

kann. Diese Bescheinigung wird auf Antrag des 

Verkäufers vom zuständigen Finanzamt erteilt. 

Ihre Ausstellung kann verweigert werden, wenn 

der Verkäufer seinen steuerlichen 

Verpflichtungen nicht nachgekommen ist und 

nicht zu erwarten ist, dass er diesen künftig 

nachkommen wird. 

 Geregelt werden soll ab 2019 auch die 

Umsatzsteuer aus dem Verkauf von 

Gutscheinen, die nach dem 31.12.2018 

ausgestellt werden; dabei übernimmt die 

Neuregelung im Wesentlichen die bisherige 

Handhabung. Nach dem Gesetzesentwurf soll 

zwischen Einzweckgutscheinen und 

Mehrzweckgutscheinen unterschieden werden: 

Ein Mehrzweckgutschein ist ein Wertgutschein, 

der über einen bestimmten Betrag lautet und 

nicht auf ein bestimmtes Produkt beschränkt ist 

(z. B. Gutschein für einen Versandhandel über 

100 €). Hier soll die Umsatzsteuer erst mit der 

Einlösung des Gutscheins entstehen. 

 Anders ist dies bei einem Einzweckgutschein, 

der für eine bestimmte Leistung an einem 

bestimmten Ort ausgestellt wird (z. B. für ein 

Frühstücksbuffet in einem bestimmten 

Restaurant). Hier soll die Umsatzsteuer bereits 

mit der Ausgabe des Gutscheins entstehen. 

 Entscheidend für die Unterscheidung ist somit, 

ob die zur Besteuerung erforderlichen 

Informationen bereits bei der Ausstellung des 

Gutscheins vorliegen (dann Einzweckgut-

schein) oder nicht (dann Mehrzweckgutschein). 

 

Hinweis: Das Gesetz bedarf noch der Zustimmung 

von Bundestag und Bundesrat. Es soll Ende des 

Jahres verabschiedet werden. 

 

Geplante Änderungen durch das "JStG 2018" (NWB WAAAG-96893)

 

 

Vorsteuerabzug bei Briefkastenanschrift 

Der Bundesfinanzhof (BFH) ändert seine 

Rechtsprechung zugunsten von Unternehmen und 

lässt nunmehr den Vorsteuerabzug auch aus solchen 

Rechnungen zu, in denen der leistende Unternehmer 

und Rechnungsaussteller lediglich seine 

Briefkastenadresse angegeben hat, nicht aber die 

Adresse, unter der er wirtschaftlich aktiv geworden 

ist. Allerdings muss der leistende Unternehmer und 

Rechnungsaussteller unter der angegebenen 

Anschrift im Ausstellungszeitpunkt der Rechnung 

erreichbar gewesen sein. 

Hintergrund: Der Vorsteuerabzug eines 

Unternehmers setzt voraus, dass er über eine 

ordnungsgemäße Rechnung des leistenden 

Unternehmers verfügt. Nach deutschem Recht muss 

der leistende Unternehmer in seiner Rechnung u. a. 

seinen vollständigen Namen und seine vollständige 

Anschrift angeben. 

Streitfälle: Der BFH hatte zwei Fälle zu entscheiden: 

In einem Fall ging es um einen Kfz-Händler, der die 

Vorsteuer aus den Rechnungen eines Online-

Händlers abziehen wollte. Der Online-Händler hatte 

in den Rechnungen eine Anschrift angegeben, unter 

der er postalisch erreichbar, tatsächlich jedoch nicht 

wirtschaftlich aktiv geworden war. Seine 

wirtschaftliche Tätigkeit übte er nämlich von einem 

anderen Ort aus. 

Der andere Fall betraf einen Schrotthändler, der von 

einer im deutschen Handelsregister eingetragenen 

GmbH Schrott bezog. Diese GmbH, die von einem 

Ungarn geleitet wurde und die ungarische Lkw 

einsetzte, verfügte unter ihrer im Handelsregister 

eingetragenen Anschrift in A-Stadt über keine 
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eigenen Geschäftsräume, sondern nutzte das 

Telefon und das Fax sowie einen Schreibtisch einer 

Anwaltskanzlei, deren Anschrift und 

Kommunikationsmittel von weiteren Unternehmen 

genutzt wurden. Ihre Geschäftsunterlagen bewahrte 

die GmbH in Ungarn auf. In den Rechnungen war die 

Kanzlei-Anschrift in A-Stadt angegeben. 

Das Finanzamt erkannte sowohl im Fall des Kfz-

Händlers als auch im Fall des Schrotthändlers die 

Vorsteuer nicht an. 

 

Entscheidungen: Der BFH gab in beiden Fällen den 

Klagen im Grundsatz statt, nachdem er im Fall des 

Kfz-Händlers den Europäischen Gerichtshof (EuGH) 

angerufen und dieser die Ordnungsmäßigkeit der 

Eingangsrechnung bejaht hatte: 

 Danach genügt es, wenn der 

Rechnungsaussteller und Lieferant eine 

Anschrift verwendet, unter der er erreichbar ist. 

Dies kann auch eine bloße Briefkastenanschrift 

sein, unter der das Unternehmen offiziell 

angemeldet ist. 

 Der BFH schließt sich dem EuGH an und hält an 

seiner bisherigen Rechtsprechung, wonach eine 

bloße Briefkastenanschrift nicht ausreicht, nicht 

mehr fest. Es ist daher nicht erforderlich, dass 

der Rechnungsaussteller unter seiner in der 

Rechnung angegebenen Anschrift wirtschaftlich 

aktiv geworden ist. 

 In beiden Fällen war der jeweilige 

Rechnungsaussteller und Lieferant unter seiner 

angegebenen Anschrift erreichbar. Damit stand 

beiden Klägern im Grundsatz der Vor-

steuerabzug zu. Der BFH verwies die Sache im 

Fall des Kfz-Händlers an das Finanzgericht 

zurück, weil dieses noch die Höhe des 

Vorsteuerabzugs klären muss. 

Hinweise: Die beiden Urteile sind keine 

Überraschung mehr, nachdem bereits der EuGH 

Ende letzten Jahres die bisherigen Anforderungen an 

die Anschrift des Rechnungsausstellers und 

Lieferanten als zu streng angesehen hat. Dennoch 

besteht nun endgültig Klarheit, dass 

Briefkastenanschriften und statuarische Anschriften, 

d. h. die im Handelsregister eingetragenen 

Anschriften, für den Vorsteuerabzug des Rechnungs- 

und Leistungsempfängers genügen. 

Allerdings gilt dies nicht uneingeschränkt: Denn die 

postalische Erreichbarkeit der genannten Anschrift 

muss im Zeitpunkt der Ausstellung der Rechnung 

gegeben sein. Daher sind Scheinadressen nicht 

ausreichend. Außerdem muss die in der Rechnung 

bezeichnete Leistung natürlich auch tatsächlich 

erbracht worden sein, und es müssen auch die 

übrigen Rechnungsanforderungen, wie z. B. die 

Bezeichnung der erbrachten Leistung, erfüllt sein. 

Ist dies der Fall, ist es nach der aktuellen 

Entscheidung zum Schrotthändler für dessen 

Vorsteuerabzug unschädlich, falls der 

Rechnungsaussteller und Lieferant in eine 

Umsatzsteuerhinterziehung verwickelt gewesen sein 

sollte. 

 

BFH, Urteile v. 21.6.2018 - V R 25/15 (Kfz-Händler) und V R 28/16 

(Schrotthändler), dem folgend: BFH, Urteil v. 13.06.2018 - XI R 20/14 (NWB 

WAAAG-96893) 

 

 

Einzelaufzeichnungspflicht für Kasseneinnahmen 

In der letzten Ausgabe dieser Mandanten-Information 

haben wir u. a. über Ausnahmen von der 

Einzelaufzeichnungspflicht bei der Verwendung einer 

offenen Ladenkasse im Falle von Dienstleistungen 

berichtet. In diesem Zusammenhang eine 

Klarstellung: 

Voraussetzung für die Ausnahme ist, dass der 

Geschäftsbetrieb des Dienstleisters auf eine Vielzahl 

von Kundenkontakten ausgerichtet ist und sich der 

Kundenkontakt im Wesentlichen auf die Bestellung 

und den kurzen Bezahlvorgang beschränkt. Die 

Ausnahme greift wiederum nicht, wenn der 

Kundenkontakt in etwa der Dauer der Dienstleistung 

entspricht und der Kunde auf die Dienstleistung 

individuell Einfluss nehmen kann. Bei Friseuren greift 

die Befreiung von der Einzelaufzeichnungspflicht, 

anders als in der Vorausgabe dargestellt, daher nicht. 

Gleiches gilt für Kosmetiker und vergleichbare 

Berufsgruppen. 

 

BMF, Schreiben v. 19.6.2018 - IV A 4 - S 0316/13/10005 :053, BStBl 2018 I S. 706 

(NWB WAAAG-96893) 

 
 

Abgabesatz Künstlersozialversicherung 

Der Abgabesatz zur Künstlersozialversicherung wird 

im Jahr 2019 unverändert 4,2 % betragen. Die 

entsprechende Verordnung wurde Ende August 

bekanntgegeben. 

Hintergrund: Über die Künstlersozialversicherung 

werden derzeit rund 190.000 selbständige Künstler 

und Publizisten als Pflichtversicherte in den Schutz der 

gesetzlichen Kranken-, Pflege- und 

Rentenversicherung einbezogen. Sie tragen, wie 

Arbeitnehmer, die Hälfte ihrer 

Sozialversicherungsbeiträge. Die andere 

Beitragshälfte wird durch einen Bundeszuschuss (20 

%) und durch die Künstlersozialabgabe der 

Unternehmen finanziert, die künstlerische und 

publizistische Leistungen verwerten (30 %). 

 

BGBl I 2018 S. 1348 (NWB 6/2018; WAAAG-96893) 

 

 

 

Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen 

Die EU-Kommission hat in einem sog. comfort letter die 

gesetzliche Steuerfreiheit für Sanierungsgewinne 

inoffiziell gebilligt. Damit ist der Weg frei, die 

Steuerbefreiung in Kraft treten zu lassen. 

 

Hintergrund: Ein Sanierungsgewinn entsteht beim 

Schuldner, wenn ein Gläubiger auf seine Forderung 

verzichtet. Die Verbindlichkeit ist dann nämlich 

gewinnerhöhend auszubuchen. Im Jahr 2017 hat der 

Gesetzgeber eine Steuerbefreiung für 

Sanierungsgewinne eingeführt, die nach dem 8.2.2017 

entstehen. Die Neuregelung tritt jedoch erst in Kraft, 

wenn sie von der EU-Kommission genehmigt wird. 

Dahinter steckt die Sorge, dass die EU-Kommission in 

der Steuerbefreiung eine europarechtswidrige 

Subvention sehen und ein Verfahren gegen die 

Bundesrepublik einleiten könnte mit der Folge, dass 

die Steuerbefreiung bereits ab diesem Zeitpunkt nicht 

mehr angewendet werden dürfte. 

 

Mitteilung der EU-Kommission: Die EU-Kommission 

hat nun einen sog. comfort letter an die 

Bundesregierung gesendet und mitgeteilt, dass sie die 

Steuerbefreiung billigt. Die Steuerbefreiung verstoße 

nicht gegen Europarecht, da es sich um eine sog. Alt-

Beihilfe handele. Denn Sanierungsgewinne waren 

nach deutschem Recht bereits früher steuerfrei. 

 

Hinweis: Es handelt sich nicht um einen offiziellen 

Beschluss der EU-Kommission, sondern um eine 

inoffizielle Mitteilung. Dies hat zur Folge, dass die 

gesetzliche Steuerbefreiung nicht automatisch in Kraft 

tritt, sondern eine entsprechende Regelung 

beschlossen werden muss, die die 

Steuerbefreiungsnorm rückwirkend in Kraft treten 

lässt. 

 

"Comfort letter" zur Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen (NWB 6/2018; 

WAAAG-96893) 
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Telefon:    09971 8519-0 

eMail:       cham@jgp.de 

 

Website:   www.jgp.de 

 

Amtsgericht Regensburg: PR 89 

Sitz: Cham 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer Nürnberg 

Dürrenhofstraße 4 | 90402 Nürnberg 

www.steuerberaterkammer-nbg.de 

 

Rechtsanwaltskammer Nürnberg 

Fürther Straße 115 | 90429 Nürnberg 

www.rak-nbg.de 

 

Wirtschaftsprüfer-Kammer Berlin 

Rauchstraße 26 | 10787 Berlin 

www.wpk.de 

 

KANZLEI KELHEIM 

Pfarrhofgasse 2 | 93309 Kelheim 

Telefon:    09441 6765-0 

eMail:       kelheim@jgp.de 

 

KANZLEI OBERVIECHTACH 

Zum Bahnhof 8 | 92526 Oberviechtach 

Telefon:    09671 9206-0 

eMail:       oberviechtach@jgp.de 

 

KANZLEI VIECHTACH 

Schmidstraße 16 | 94234 Viechtach 

Telefon:    09942 9471-0 

eMail:       viechtach@jgp.de 

 

 

 

 

 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer München 

Nederlinger Straße 9 | 80638 München 

www.stbk-muc.de 

 

Rechtsanwaltskammer München 

Tal 33 | 80331 München 

www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de 

 
 

 

 

 

KANZLEI REGENSBURG 

Brunnstraße 27 | 93053 Regensburg 

Telefon:    0941 9459 121 

eMail:       regensburg@jgp.de 

 

BASISZINSSATZ (§ 247 Abs. 1 BGB) 
 

seit 01.07.2016 

01.01.2015 – 30.06.2016 

01.07.2014 – 31.12.2014 

 

=  - 0,88 % 

=  - 0,83 % 

=  - 0,73 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter 

www.bundesbank.de  „Basiszinssatz“ 

 

VERZUGSZINSSATZ (§ 288 BGB) 
 

Rechtsgeschäft mit Verbraucher: 

 

Rechtsgeschäft mit Nichtverbraucher:  

 abgeschlossen bis 28.07.2014: 
 abgeschlossen ab 29.07.2014: 
 

 

Basiszinssatz + 5-%-Punkten 

 

 

Basiszinssatz + 8-%-Punkten 

Basiszinssatz + 9-%-Punkten 

zzgl. 40 € Pauschale 

 

VERBRAUCHERPREISINDEX 

 

2010 = 100 

 

2018 

September = 112,1; August = 111,7; Juli = 111,6; Juni = 111,3; Mai = 111,2; 

April = 110,7; März = 110,7; Februar = 110,3; Januar = 109,8; 

 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
 

 
Partner in Tschechien und der Slowakei 

 
 

TSCHECHISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Prag, Pilsen, Pisek 
www.cdspraha.cz 

SLOWAKISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Bratislava 

 

 
 
 
 
Stand: 20.11.2018

 
Quellen: Das Wichtigste (November – Dezember 2018), Ernst Röbke Verlag; Mandanten-Information 6/2018, NWB | Haftungsausschluss: Es wird darauf hingewiesen, dass alle Angaben in dieser Zeitschrift trotz sorgfältiger Bearbeitung ohne 

Gewähr erfolgen und die Kanzlei von Haftung ausgeschlossen ist. Für Detailinformationen kontaktieren Sie bitte unsere Berater. 

 
SteuerNEWS 


